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kumentenreihe dürften diesen Trend 
noch sichtbarer machen. Für die Ana-
lyse der deutsch-sowjetischen Bezie-
hungen in der Vorkriegszeit sind diese 
Bände jedenfalls unverzichtbar.
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Unter den Buchpublikationen, die zum 
50. Jahrestag der Unterzeichnung des 
Elysée-Vertrages von 1963 erschienen 
sind, konzentriert sich die von Krotz/
Schild auf die enge Verflechtung des 
deutsch-französischen Bilateralismus 
mit dem europäischen Multilateralis-
mus. Mit Hilfe des von ihnen entwickel-
ten  Konzepts des „embedded bilatera-
lism“ gehen sie der Frage nach, weshalb 
Deutschland und Frankreich trotz tief-
greifender sozio-politischer Unterschie-
de in den vergangenen fünfzig Jahren 
unter sich ständig wandelnden internen 
und externen Handlungsbedingungen 
im europäischen Einigungsprozess eng 
zusammengearbeitet haben und so die-
sen entscheidend vorantreiben konnten. 
Die Zusammenarbeit beider Länder und 
ihre Rolle in Europa betrachten sie 
dabei als die beiden Seiten einer Medail-
le. Unter „embedded bilateralism“ ver-
stehen sie die bilateralen Beziehungen 
beider Länder in Hinblick auf den mul-
tilateralen europäischen Prozess. Ent-
sprechend diesem Verständnis ist die 
Arbeit gegliedert. Nach einer ausführli-
chen Erläuterung des methodologischen 
Zugangs folgt die Untersuchung der 
deutsch-französischen Beziehungen auf 
der zwischenstaatlichen, der symboli-

schen und der gesellschaftlichen Ebene. 
Daran schließt sich die Darstellung der 
europäischen Kooperation beider Part-
ner auf den Gebieten der Normen und 
Institutionen sowie zentraler Politikfel-
der an. Abschließend werden dann die 
Ergebnisse der Arbeit zusammengefasst. 
Eine umfangreiche Bibliographie er-
leichtert die eigene Forschung. Metho-
dologisch beruht die Arbeit auf einem 
bilateralen Ansatz. Sie begrenzt sich da-
bei nicht auf die zwischenstaatliche Ebe-
ne, sondern bezieht die symbolische und 
gesellschaftliche Ebene mit ein. Dadurch 
unterscheidet sie sich grundlegend von 
den dominierenden, multilateralen in-
tergouvernementalen, funktionalen oder 
Mehrebenen-Governance-Ansätzen der 
europäischen Integrationsforschung. Al-
lerdings werden diese nicht völlig ausge-
klammert, sondern in die Untersuchung 
integriert, wenn dies den Autoren not-
wendig erscheint. 
Ausgangspunkt der Untersuchung bil-
det der auf dem Elysée-Vertrag sowie 
auf dessen Folge- und Nebenverträgen 
beruhende „regularized bilateral in-
tergovernmentalism“. Dieser habe sich 
zu einem engen Konsultations- und Ko-
operationssystem entwickelt, das inner-
halb der EU einzigartig sei. Beteiligten 
sich an den halbjährlichen Regierungs-
treffen zunächst nur die Spitzenpoliti-
ker beider Länder, so kooperieren heute 
auf der Arbeitsebene ein ganzes Heer 
deutscher und französischer Beamter. 
So war es beiden Regierungen häufig 
möglich, Interessengegensätze und 
Konflikte zu überwinden und gemein-
same Haltungen in strittigen Europa
fragen zu finden. Gestärkt worden sei-
en die zwischenstaatlichen Beziehungen 
durch eine symbolische Politik, die dem 
beiderseitigen Verhältnis einen histori-
schen Sinn verliehen habe. Zu ihr ge-
hört zum Beispiel die gemeinsame Ge-
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denkfeier von Kohl und Mitterrand auf 
dem Schlachtfeld von Verdun. Der 
deutsch-französische Bilateralismus er-
scheint so nicht als ein kurzfristiges 
Zweckbündnis, sondern als ein lang-
fristig angelegtes Projekt, das Teil der 
jeweilige Staatsraison sei. Allerdings 
hätte sich das deutsch-französische Ein-
vernehmen nicht über einen so langen 
Zeitraum trotz aller Gegensätze und 
Konflikte behaupten können, wenn es 
nicht auf einer breiten gesellschaftliche 
Basis beruht hätte. Diese sei vor allem 
durch transnationale Aktivitäten wie 
Wissenschafts-, Jugend- und Kulturaus-
tausch, Städtepartnerschaften etc. ent-
standen. Wenngleich diese weite Kreise 
beider Gesellschaften erfasst hätten, so 
sei doch der deutsch-französische Bila-
teralismus weiterhin eine Angelegenheit 
der Eliten geblieben. 
Durch ihre enge europapolitische Ko-
operation vermochten Frankreich und 
Deutschland sowohl die Regeln, Nor-
men und Institutionen der europä-
ischen Konstruktion, als auch die euro-
päische Politik auf wichtigen Feldern 
erheblich zu prägen. Ihre führende 
Rolle war häufig das Ergebnis von 
Kompromissen, die erst nach zähen 
Verhandlungen gefunden werden 
konnten, die aber auch für die übrigen 
Gemeinschaftsmitglieder annehmbar 
waren, da sie auch deren Interessen be-
rücksichtigten (compromise by proxy). 
Allerdings war der deutsch-französi-
sche Einfluss auf den einzelnen Politik-
feldern sehr unterschiedlich stark aus-
geprägt. Verantwortlich  dafür  waren 
vor allem variierende normative Vor-
stellungen, unterschiedliche Interessen 
und wechselnde Konstellationen. 
So vertraten zum Beispiel beide Partner 
zunächst völlig entgegengesetzte insti-
tutionelle Positionen: Frankreich inter-
gouvernementale, die Bundesrepublik 

dagegen supranationale. Eine Über
brückung dieses Gegensatzes wurde 
erst ab 1974 unter Giscard und 
Schmidt durch einen pragmatischen 
Kompromiss möglich. Die Bundesrepu-
blik akzeptierte den französischen 
Wunsch nach regelmäßigen Gipfel
treffen der EWG-Staats- und Regie-
rungschefs und unterstützte damit das 
französische Bestreben, die zentrale 
Entscheidungsgewalt bei den nationa-
len Regierungen zu belassen, Frank-
reich stimmte als Gegenleistung der Di-
rektwahl des Europäischen Parlaments 
zu, wodurch dessen demokratische Le-
gitimation erhöht und damit dessen Po-
sition gestärkt wurde. Auch bei den 
weiteren institutionellen Debatten von 
der Einheitlichen Europäische Akte 
(1987) bis zum Vertrag von Lissabon 
(2009) folgte die Kompromissfindung 
einem ähnlichen Muster. In der Erwei-
terungspolitik gelang es bei den ver-
schiedenen Erweiterungsrunden jedoch 
nicht, gemeinsame Positionen zu fin-
den. Deutschland und Frankreich tra-
ten daher im Rat nicht als Tandem, 
sondern nur als einzelne Führungs-
mächte auf.  
In der Wirtschaftspolitik bestanden zu-
nächst ebenfalls grundlegende Differen-
zen. Dies führte Mitte der sechziger Jah-
re zum Konflikt in der Agrarpolitik. De 
Gaulle betrachtete den gemeinsamen 
Agrarmarkt als ein zentrales Element 
der französischen EWG-Mitgliedschaft 
und zeigte sich deshalb in Agrarfragen 
kompromisslos, wenn französische Inte-
ressen auf dem Spiele standen. Als die 
Europäische Kommission die Mehr-
heitsentscheidung einführen wollte, wi-
dersetzte er sich dieser im Juni 1965 mit 
der Politik des „leeren Stuhls“, das 
heißt durch einen Boykott der Kommis-
sionssitzungen, um nicht überstimmt zu 
werden. Damit legte er die Kommissi-
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onsarbeit weitgehend  lahm. Der Kon-
flikt konnte erst durch den Luxembur-
ger Kompromiss überwunden werden, 
der allen EWG-Mitgliedern und so auch 
Frankreich ein Veto in vitalen Fragen 
einräumte. Frankreich und  die Bundes-
republik reagierten auf die Krise, indem 
sie eine enge Kooperation zwischen ih-
ren Agraradministrationen installierten. 
Strittige Agrarfragen konnten so im 
Vorfeld geklärt werden, ehe sie zu ei-
nem Gemeinschaftsproblem wurden. 
Beide Partner stärken dadurch ihren 
Einfluss auf die Gestaltung der gemein-
samen Agrarpolitik, verhinderten je-
doch in der Folgezeit deren dringend 
notwendige Reform. 
Auch auf monetärem Gebiet bedurfte es 
langer Anstrengungen, um gemeinsame 
Positionen zu finden. Die Währungsuni-
on war lange vor der deutschen Wieder-
vereinigung geplant, wurde jedoch 
durch diese beschleunigt. In der interna-
tionalen Finanzkrise 2008 und der an-
schließenden Staatsschuldenkrise des 
Euroraums arbeiteten nach anfängli-
chem Zögern beide Partner eng zusam-
men. In außen- und sicherheitspoliti-
schen Fragen konnten sie sich dagegen 
nur in Ausnahmefällen auf gemeinsame 
Positionen einigen, so im zweiten ameri-
kanischen Irakkrieg. Frankreich verfolg-
te auch nach de Gaulle seinen Son
derkurs innerhalb des Westens, die 
Bundesrepublik hielt dagegen am Pri-
mat der atlantischen Beziehungen fest. 
Die Aufstellung der deutsch-französi-
schen Brigade und des Eurocorps blie-
ben daher symbolische Handlungen, die 
nicht zu einer gemeinsamen Sicherheits-
politik im europäischen Rahmen führ-
ten. Aber trotz aller Gegensätze und 
Konflikte, so das Fazit der Autoren, 
hielten beider Länder inmitten grundle-
gender internationaler Veränderungen 
an ihrer engen Partnerschaft fest. Diese 

bilde daher einer der zentralen Faktoren 
der europäischen Politik. 
Krotz und Schild bieten eine kompakte 
Darstellung des deutsch-französischen 
Bilateralismus seit 1963 und dessen prä-
genden Einflusses auf den europäischen 
Integrationsprozess. Sie leisten damit ei-
nen wichtigen Beitrag sowohl zur Erfor-
schung der deutsch-französischen Bezie-
hungen, als auch der europäischen 
Integration. Durch die Einbeziehung der 
symbolischen und gesellschaftlichen Di-
mension der deutsch-französischen Be-
ziehungen in ihre Untersuchung machen 
sie deutlich, dass es sich bei diesen kei-
neswegs nur um eine politische Veran-
staltung, sondern um ein allumfassendes 
Projekt handelt. Überzeugend vermögen 
sie nachzuweisen, dass dessen Dauerhaf-
tigkeit und dessen Erfolg vor allem auf 
der Bereitschaft und Fähigkeit beider 
Partner zum Kompromiss in europä-
ischen Fragen beruhen. Eine nähere Er-
klärung dafür geben sie jedoch nicht. 
Die Konzentration auf die europäische 
Wirkungsmacht des deutsch-französi-
schen Bilateralismus blendet notgedrun-
gen dessen nicht-europäischen Aspekte 
aus, so die Ost- und Entwicklungspoli-
tik. Man sollte daher die Arbeit nicht als 
eine Geschichte der deutsch-französi-
schen Beziehungen seit Abschluss des 
Elysée-Vertrages missverstehen. 
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Das Spannungsfeld zwischen den nor-
mativen Zielen der Außenpolitik de-
mokratischer Staaten und deren Abwä-
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